Muster Zuwendungsvertrag SpBh Auslandsvertretung












Az. VI x - xx

Die Bundesrepublik Deutschland,

vertreten durch 

das Auswärtige Amt,

dieses vertreten durch 

den Leiter der Auslandsvertretung
in xxxx
Zuwendungsgeber (ZG)
und
die xxxxx Schule in xxxxx,
vertreten durch den Vorstand,

dieser vertreten durch xxxxx (namentlich benennen und Funktionsangabe)
Zuwendungsempfänger (ZE)
vereinbaren folgenden Zuwendungsvertrag:

1.
Der ZG gewährt dem ZE für das Schuljahr xxxx zur Förderung deutscher Sprachkurse im Ausland auf dem Wege der Anteilfinanzierung mit Begrenzung auf einen Höchstbetrag eine nicht rückzahlbare Zuwendung (= „Sprachbeihilfe“) in Höhe von bis zu

xx.xxx,- € (in Worten………………).

Die Zuwendung erfolgt unter der Auflage, dass der Zuwendungsempfänger die Förderung in geeigneter Weise öffentlichkeitswirksam darstellt (z. B. durch Aufnahme in das Jahrbuch).

Zweckbindung der Sprachbeihilfe

Diese Zuwendung ist zweckgebunden und ausschließlich für anfallende Personalkosten des Deutschunterrichts zu verwenden.

2.
Der ZE nimmt die Zuwendung an und verpflichtet sich damit gleichzeitig insbesondere:  
a.
den ZG unmittelbar zu unterrichten, wenn sich herausstellt, dass sich der Zuwendungszweck und / oder die zu erwarteten Gesamtausgaben für das Vorhaben nach Bewilligung der Zuwendung wesentlich ändern;
b.
die Zuwendung ganz oder teilweise zurückzuzahlen, wenn und soweit diese nicht dem Zuwendungszweck entsprechend verwendet oder wenn Vereinbarungen dieses Vertrages verletzt werden;
c.
dass er für denselben Zweck keine andere Bundes- oder sonstigen öffentlichen Mittel beantragt oder erhalten hat;

d.

nicht verbrauchte Teile der Zuwendung, die ihm nach diesem Vertrag nicht / nicht mehr zustehen, sind umgehend an die xxx (hier Angabe der Bankverbindung mit Verwendungszweck) zu erstatten;
e.
der zuständigen deutschen Auslandsvertretung bis zum xx.xx.xx einen Verwendungsnachweis (Auflistung der im betreffenden Schuljahr tatsächlich gezahlten Gehälter an Deutsch-Lehrkräfte einschließlich aller Zulagen) in zweifacher Ausfertigung vorzulegen; der ZE hat die Originalbelege sowie alle sonst mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen fünf Jahre nach Vorlage des Verwendungsnachweises, sofern nicht nach örtlichen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist, aufzubewahren;
f.
zuzulassen, dass der ZG und der deutsche Bundesrechnungshof bzw. von diesen beauftragte Stellen die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung ggf. auch örtlich prüfen; dabei ist Einsicht in die internen Buchhaltungsunterlagen des ZE zu gewähren und dem ZG jederzeit die von diesem gewünschten Unterlagen zur Verfügung zu stellen; ggf. sind auch Übersetzungen in die deutsche Sprache zu veranlassen;
g.
im Falle eines Erstattungsanspruches des ZG (vgl. Ziff. 2a, und 2d dieses Vertrages) diesen grundsätzlich mit 5 v. H. über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich zu verzinsen.
3.
Es besteht zwischen den Vertragspartnern Einvernehmen darüber, dass

a. die Gewährung der Zuwendung unter dem ausdrücklichen Vorbehalt steht, dass Haushaltsmittel in entsprechender Höhe zur Verfügung stehen und dass aus der gewährten Zuwendung nicht auf eine künftige Förderung im bisherigen Umfang geschlossen werden kann;
b. die Zuwendung nur bis zur Deckung von Ausgaben bestimmt ist, die für die Erreichung des Zuwendungszweckes erforderlich sind;
c. eventuelle Defizite des ZE am Ende des Rechnungsjahres nicht aus Bundesmitteln abgedeckt werden können, da es sich um eine Zuwendung mit Begrenzung auf einen Höchstbetrag handelt; eventuelle Defizite muss der Schulträger daher aus eigenen Mitteln ausgleichen;

d. die Zuwendung nur insoweit und nicht eher auszuzahlen ist, als sie für die Begleichung von zuwendungsfähigen Ausgaben benötigt wird, die voraussichtlich innerhalb von 2 Monaten nach der Anweisung fällig werden; dabei sind die für die Durchführung des Vorhabens vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des ZE anteilig zu berücksichtigen;

e. Nebenabreden und Änderungen dieses Vertrages der Schriftform bedürfen;
f. für Rechtsstreitigkeiten aus diesem Vertrag ausschließlich Köln (Bundesrepublik Deutschland) der Gerichtsstand  ist,

g. im Übrigen die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) und die Besonderen Nebenbestimmungen des Auswärtigen Amtes (BNBest-AA) entsprechend gelten.

xxxxx, den  






xxxxx, den




Auslandsvertretung der Bundesrepublik


xxxxx Schule xxxxx
Deutschland in xxxx





für den Vorstand
Im Auftrag

…………………………….




..………………………………...….
(xxx)







(rechtsverbindliche Unterschrift(en))
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